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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung der Verwaltungsgerichtsordnung 

[Antrag der Abgeordneten Erhard (Bad Schwalbach), 
Dr. Hauser (Sasbach), Dr. Lenz (Bergstraße), Vogel 
und der Fraktion der CDU/CSU] 


A. Problem 

Für die Begründung der Revisionsnichtzulassungsbesdiwerde 
des § 132 VwGO gibt es keine Fristverlängerung. Die Zeit von 
einem Monat, die in der Praxis oft noch kürzer ist, ist aber zu 
kurz, um die notwendige gründliche Prüfung anzustellen. Die 
Folgen sind oft unzulängliche Zulassungsbeschwerden. 


B. Lösung 

Neben der Rechtsmittelfrist wird eine Begründungsfrist des 
Rechtsmittels eingeführt, wie es grundsätzlich bei Rechtsmitteln 
der Fall ist. 


C. Alternative 

Keine. 


D. Kosten 

Keine. 


Drude: Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 




Deutscher Bundestag Drucksache VI/2147 

6. Wahlperiode 

Sachgebiet 340 


Antrag 

der Abgeordneten Erhard (Bad Schwalbach), Dr. Hauser 
(Sasbach), Dr. Lenz (Bergstraße), Vogel und der Fraktion 

der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung der Verwaltungsgerichtsordnung 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen : 

A r t i k e 1 1 

§ 132 Abs. 3 der Verwaltungsgerichtsordnung ' 
vom 21. Januar 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 17), zu- j 
letzt geändert durch Artikel 46 des Ersten Gesetzes j 
zur Reform des Strafrechts vom 25. Juni 1969 (Bun- i 
desgesetzbl. I S. 645), erhält folgende Fassung: ' 

„(3) Die Nichtzulassung der Revision kann j 
selbständig durch Beschwerde angefochten wer- 
den. Die Beschwerde ist innerhalb eines Monats 
nach Zustellung des Urteils schriftlich bei dem Ge- 
richt einzulegen, dessen Entscheidung angefochten 
werden soll, und spätestens innerhalb eines wei- 
teren Monats zu begründen. Die Frist für die Be- 
schwerdebegründung kann auf einen vor ihrem | 
Ablauf gestellten Antrag durch den Vorsitzenden i 


verlängert werden. Die Beschwerde muß das an- 
gefochtene Urteil angeben. In der Beschwerdebe- 
gründung muß die grundsätzliche Bedeutung der 
Rechtssache dargelegt oder die Entscheidung des 
Bundesverwaltungsgerichts, von der das Urteil des 
Oberverwaltungsgerichts abweicht, oder der Ver- 
fahrensmangel bezeichnet werden." 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 5. Mai 1971 


Erhard (Bad Schwalbach) 

Dr. Hauser (Sasbach) 

Dr. Lenz (Bergstraße) 

Vogel 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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Begründung 


Wo immer Rechtsmittel vorgesehen sind, wird i 
grundsätzlich zwischen der Einlegung des Rechtsmit- j 
tels und der Begründung unterschieden. Soweit eine i 
Begründung vorgeschrieben ist, gibt es eine beson- 
dere Begründungsfrist, die auf Antrag verlängert 
werden kann. Von diesem Grundsatz gibt es nur we- 
nige Ausnahmen, und dazu gehört die Revisions- 
nichtzulassungsbeschwerde des § 132 VwGO. Sie 
muß binnen Monatsfrist eingelegt und begründet i 
werden, ohne daß die Möglichkeit einer Fristverlän- ' 
gerung gegeben wäre. 

Diese Regelung ist offensichtlich verfehlt. Die Zeit 
von einem Monat — in der Praxis oft weniger als | 
zwei Wochen — ist zur Prüfung der Aussichten, zur j 
Einlegung und Begründung der Zulassungsbeschwer- ; 
de viel zu kurz, zumal die Frage, ob ein Verfahrens- 


fehler vorliegt, häufig ohne Akteneinsicht nicht hin- 
reichend beurteilt werden kann, und alsdann noch 
geprüft werden muß, ob die angefochtene Entschei- 
dung auf dem Verfahrensfehler beruhen kann, — 
eine Voraussetzung, an die die Rechtsprechung 
strenge Anforderungen stellt. Die Folge dieser 
Regelung ist eine Vielzahl unzulänglich begründeter, 
aber auch inhaltlich überflüssiger, weil nur zur Frist- 
wahrung eingelegter Zulassungsbeschwerden (vgl. 
Redeker, DVBl. 1970 S. 237). 

§132 Abs. 3 VwGO soll deshalb dahin umgestaltet 
werden, daß zur Rechtsmittel- eine zusätzliche 
Rechtsmittelbegründungsfrist tritt, wie dies bei 
Rechtsmitteln regelmäßig der Fall ist, bei einem 
Rechtsmittel an einem obersten Gerichtshof des 
Bundes aber auch ständig der Fall sein sollte. 
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